
 

 

 

 

Gesamterneuerungswahlen der Gemeindebehörde für die 

Amtsperiode 2027-2031 Gemeinderat 

Am 1. Juni 2027 beginnt die neue, vierjährige Amtsdauer der Behörden der Politischen 

Gemeinden. Bis dahin sind die Erneuerungswahlen durchzuführen, hierfür hat der 

Regierungsrat den Zeitraum vom 27. September 2026 bis 31. Mai 2027 festgelegt. Der 

Gemeinderat hat entschieden, die Gesamterneuerungswahlen am 29. November 2026 

durchzuführen, ein allfälliger zweiter Wahlgang würde am 28. Februar 2027 stattfinden. 

Die Gemeinderatsmitglieder Hans Rudolf Stör, Patrik Eicher, Andreas Quinz und Andre 

Eggspühler stellen sich für eine weitere Amtsperiode zur Wahl. Ebenfalls wird Markus Bürgi 

erneut für das Gemeindepräsidium kandidieren. 

Die offizielle Wahlankündigung erfolgt, gemäss dem Gesetz über das Stimm- und Wahlrecht des 

Kantons Thurgau, 69 Tage vor dem Wahltermin — somit per 21. September 2026. 

Wahlvorschläge können bis zum 55. Tag vor der Wahl eingereicht werden — somit bis zum 5. 

Oktober 2026. 

Rechnungsprüfungskommission 

Die Rechnungsprüfungskommission (RPK) besteht aus drei Revisoren und einem 

Suppleanten. Für die Amtszeit von 2027 - 2031 suchen wir: 

Zwei Revisoren/Revisorinnen und ein Suppleant/Suppleantin 

Die Rechnungsprüfungskommission prüft unabhängig, ob die Behörde und Verwaltung die 

Gemeindefinanzen korrekt, sparsam und gesetzeskonform verwaltet. Sie prüft die 

Jahresrechnung (Erfolgsrechnung, Bilanz, Investitionsrechnung) und erstattet der 

Gemeindeversammlung schriftlich Bericht und stellt einen Antrag zur Genehmigung oder 

Ablehnung der Finanzen. 

Wahlbüro 

Das Wahlbüro besteht aus sechs Urnenoffizianten und zwei Suppleanten. Für die Amtszeit 

von 2027 - 2031 suchen wir: 

Zwei Suppleanten/Suppleantinnen 

Mitglieder des Wahlbüros stehen jeweils an den eidgenössischen  

Abstimmungsterminen (in der Regel vier Mal pro Jahr) im Einsatz. 

Gemäss Artikel 9 der Gemeindeordnung können die Mitglieder des Wahlbüros durch den 

Gemeinderat in stiller Wahl gewählt erklärt werden, wenn innerhalb der gesetzlichen Frist 

ebenso viele Wahlvorschläge eingegangen sind als Mandate zu vergeben sind. 


